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Liebe Mandanten,
der Sommer ist vorbei, der Herbst kommt, 
es wird kälter, das Wetter schlechter und die 
Lebkuchen im Supermarktregal erinnern 
uns, dass es an der Zeit ist die ersten Über-
legungen in Sachen Weihnachtsgeschenke 
anzustellen. Das klingt alles nicht besonders 
positiv. Suchen wir doch nicht - passend 
zu unserem Bild – das Haar in der Suppe, 
sondern sorgen wir selbst für die entspre-
chende Würze. Wagen wir einen kleinen op-
timistischen Exkurs: Der „Goldene Oktober “ 
verwöhnt uns mit seinen beeindruckenden 
Farben, Stimmungen und Geschmäckern. 
Kraftvolle Optimisten werden gebraucht. Wir 
sind zur Stelle.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Oktober 2017

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.10.2017 13.10.2017 06.10.2017

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.10.2017 13.10.2017 06.10.2017

Sozialversicherung⁵ 26.10.2017 entfällt entfällt
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Termine November 2017

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung ¹ Scheck ²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.11.2017 13.11.2017 07.11.2017

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Soli-
daritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an 
das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer ⁴ 10.11.2017 13.11.2017 07.11.2017

Gewerbesteuer 15.11.2017 20.11.2017 10.11.2017

Grundsteuer 15.11.2017 20.11.2017 10.11.2017

Sozialversicherung ⁵ 28.11.2017 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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Häusliches Arbeitszimmer: Zur mehrfa-
chen Nutzung des Höchstbetrags sowie 
zum Abzug bei der Nutzung für mehre-
re Einkunftsarten

Wem für die Erledigung seiner beruflichen 
oder betrieblichen Tätigkeiten kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht, der kann 
die für die Nutzung eines häuslichen Ar-
beitszimmers entstehenden Aufwendungen 
jährlich bis zu 1.250 € steuerlich geltend ma-
chen. Wird das Arbeitszimmer im Rahmen 
mehrerer Einkunftsarten – beispielsweise für 
nichtselbstständige und freiberufliche Tätig-
keit – genutzt, kann der Höchstbetrag aber 
nicht für jede dieser Tätigkeiten gesondert 
(mehrfach) in Anspruch genommen werden. 
Auch ist der Höchstbetrag nach Auffassung 
des Bundesfinanzhofs nicht unter Bildung 
von Teilhöchstbeträgen auf die einzelnen 
Einkunftsarten aufzuteilen. Vielmehr sind 
die Aufwendungen für das häusliche Ar-

E I N K O M M E N S T E U E R

beitszimmer zeitanteilig den verschiedenen 
Einkunftsarten zuzuordnen. Die dem Grunde 
nach abzugsfähigen Aufwendungen können 
sodann insgesamt bis zum Höchstbetrag 
abgezogen werden.

Auch wer mehrere Wohnungen hat und 
darin für seine Tätigkeit mehrere häusliche 
Arbeitszimmer nutzt, kann jährlich nicht 
mehr als insgesamt 1.250 € an Aufwendun-
gen geltend machen.

Die Aufwendungen sind nur dann ohne 
Beschränkung auf den Höchstbetrag abzieh-
bar, wenn das häusliche Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung bildet.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Steuerbegünstigte Abfindung bei Vor-
liegen eines einvernehmlichen Auflö-
sungsvertrags

Entschädigungen, die als Ersatz für entgan-
gene oder entgehende Einnahmen gewährt 
werden, gehören zu den einkommensteuer-
pflichtigen Einkünften.

Unter bestimmten Voraussetzungen unter-
liegen Entschädigungen als außerordentliche 
Einkünfte einem besonderen (ermäßigten) 
Steuersatz (sog. Fünftelregelung).

Die Zahlung einer Abfindung wegen einer 
vom Arbeitgeber veranlassten Auflösung 
des Dienstverhältnisses stellt i. d. R. eine 
solche Entschädigung dar. Die Abfindung 
kann ermäßigt besteuert werden, wenn eine 
Zusammenballung von Einkünften vorliegt. 
Eine Zusammenballung von Einkünften liegt 
vor, wenn ein Arbeitnehmer infolge der 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein-
schließlich der Abfindung in dem jeweiligen 
Veranlagungszeitraum insgesamt mehr er-
hält, als er bei ungestörter Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses erhalten würde.

In einem vom Finanzgericht Münster ent-
schiedenen Fall wurde das Arbeitsverhältnis 
zur Vermeidung von Konflikten von Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber durch einvernehm-
lichen Auflösungsvertrag vorzeitig beendet. 
Das Gericht entschied, dass die Abfindung 
ermäßigt besteuert werden kann. Der ein-
vernehmliche Auflösungsvertrag schließe die 
ermäßigte Besteuerung nicht aus.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Zuzahlungen des Arbeitnehmers bei 
Besteuerung der Dienstwagenüberlas-
sung nebst Ordnungsmäßigkeit eines 
Fahrtenbuchs

Ein Arbeitnehmer durfte seinen Dienstwa-
gen auch privat nutzen. Er musste allerdings 
jährlich 3.200 € zu den Autokosten beitra-
gen, die restlichen Kosten trug der Arbeitge-
ber. Der Arbeitgeber ermittelte den geldwer-
ten Vorteil aus der Dienstwagenüberlassung 
nach der 1 % Regelung mit jährlich 9.600 €. 
Aufgrund der Zuzahlung des Arbeitnehmers 
unterwarf der Arbeitgeber nur die Diffe-
renz von 6.400 € der Lohnsteuer. Mit seiner 
Einkommensteuererklärung legte der Ar-
beitnehmer dem Finanzamt ein Fahrtenbuch 
vor. Danach betrug der geldwerte Vorteil für 
die Privatnutzung nur 3.000 €. Weil dieser 
Betrag niedriger als seine Zuzahlung war, 
meinte er, die Differenz von 200 € müsse 
sein Einkommen zusätzlich mindern.

Der Bundesfinanzhof sah dies anders. Die 
Zuzahlung kann nur bis zur Höhe des geld-
werten Vorteils einkommensmindernd abge-
zogen werden. Der Ansatz eines negativen 
geldwerten Vorteils scheidet aus.

Darüber hinaus machte der Bundesfinanz-
hof darauf aufmerksam, dass die Fahrten-
buchmethode nur in Verbindung mit einem 
ordnungsgemäßen Fahrtenbuch anzuer-
kennen sei. Dieses ist u. a. zeitnah, in ge-

schlossener Form und vollständig zu führen. 
Beschränken sich z. B. die Angaben zu den 
Fahrtzielen auf abgekürzte Ortsnamen ohne 
Bezeichnung einer bestimmten Adresse und 
sind auch die aufgesuchten Geschäftspart-
ner oder Kunden regelmäßig nur mit Ab-
kürzungen angegeben, können erhebliche 
Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit 
bestehen.

Tipp: Wird ein ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch geführt, weil die 1 % Regelung 
ungünstiger ist, kann dies bereits bei den 
laufenden Entgeltabrechnungen lohnsteuer-
mindernd berücksichtigt werden. Ein unter-
jähriger Wechsel von der 1 % Regelung zum 
Fahrtenbuch ist bei demselben Fahrzeug 
nicht zulässig. Nur wenn ein anderer Dienst-
wagen zur Verfügung gestellt wird, kann die 
Methode wieder neu gewählt werden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Entgelt für einen Werbeaufkleber des 
Arbeitgebers auf dem Fahrzeug des 
Arbeitnehmers

Arbeitslohn sind alle Einnahmen, d. h. alle in 
Geld oder Geldeswert bestehenden Güter, 
die dem Arbeitnehmer aus dem Dienstver-
hältnis zufließen. Es ist gleichgültig, ob es 
sich um einmalige oder laufende Einnahmen 
handelt, ob ein Rechtsanspruch auf sie be-
steht und unter welcher Bezeichnung oder 
in welcher Form sie gewährt werden.

Eine abschließende Aufzählung von Bezü-
gen, die zum Arbeitslohn gehören, gibt es 
nicht. Deshalb wird immer wieder gestritten, 
ob ein Bezug oder Vorteil zum steuerpflich-
tigen Arbeitslohn gehört.

So auch im Fall, den das Finanzgericht 
Rheinland Pfalz zu entscheiden hatte: Be-
stehende Arbeitsverträge wurden geändert. 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbar-
ten die Reduzierung der steuerpflichtigen 
Grundvergütung. Als Ausgleich erhielten die 
Arbeitnehmer stattdessen sog. Werbekos-
tenzuschüsse für das Aufbringen eines Wer-
beflächenaufklebers auf ihren privaten Fahr-
zeugen. Die Werbeaufkleber waren relativ 
klein und völlig unauffällig. Eine Werbewirk-
samkeit ging von ihnen nicht aus. Zudem 
erhielten die Arbeitnehmer den Zuschuss 
unabhängig von der Fahrleistung und vom 

Umfeld, in dem sie ihr Fahrzeug bewegten. 
Der private Gebrauch der Fahrzeuge wurde 
in keiner Weise beeinträchtigt.

Das Finanzgericht entschied, dass bei diesen 
besonderen Verhältnissen ein Werbeeffekt 
auch vom Arbeitgeber nicht ernsthaft ins 
Kalkül gezogen wurde und behandelte die 
Zuschüsse als steuerpflichtigen Arbeitslohn.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Hinweis: Vorteile besitzen i. d. R. keinen 
Arbeitslohncharakter, wenn sie im ganz 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers gewährt werden.



12I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Steuerliche Erleichterungen und Büro-
kratieabbau bei kleineren Beträgen

Zwei Änderungsgesetze bescheren Unter-
nehmern – vornehmlich rückwirkend zum 
1. Januar 2017 – steuerliche Erleichterungen 
und Vereinfachungen im Umgang mit klei-
neren Beträgen:

Kleinbetragsrechnungen
_Die Grenze für Kleinbetragsrech-
nungen wurde angehoben. Rech-
nungen, deren Gesamtbetrag 250 € 
(bisher: 150 €) nicht übersteigt, müs-
sen weniger Pflichtangaben enthal-
ten. Beispielsweise sind die Angaben 
zum Leistungsempfänger und zum 
Ausweis des Umsatzsteuerbetrags 
entbehrlich.

Lohnsteuer
_Lohnsteuer Anmeldungen sind 
vierteljährlich abzugeben, wenn 
die abzuführende Lohnsteuer für 
das vorangegangene Kalenderjahr 
mehr als 1.080 €, aber nicht mehr als 
5.000 € (bisher: 4.000 €) betrug.

_Für eine Pauschalierung der Lohn-
steuer bei kurzfristig Beschäftigten 
darf der Arbeitslohn während der 
Beschäftigungsdauer 72 € (bisher: 
68 €) durchschnittlich je Arbeitstag 
nicht übersteigen.

Geringwertige Wirtschaftsgüter
_Die Grenze für die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten geringwer-
tiger Wirtschaftsgüter (GWG), die 
nach dem 31. Dezember 2017 ange-
schafft oder hergestellt werden, wird 
von 410 € auf 800 € angehoben. 
Betragen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten weniger als 250 
€, können sie sofort als Aufwand er-
fasst werden, ohne in ein besonde-
res, laufend zu führendes Verzeich-
nis aufgenommen zu werden. Bisher 
betrug diese Grenze 150 €.

_Für nach dem 31. Dezember 2017 
angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsgüter, deren Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten über 250 € 
(bisher: 150 €), aber nicht mehr als 
1.000 € betragen, kann ein über fünf 
Jahre gleichmäßig abzuschreibender 
Sammelposten gebildet werden.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Anwendung der Realteilungsgrundsätze 
bei Ausscheiden aus einer Mitunterneh-
merschaft gegen Sachwertabfindung 
mit Einzelwirtschaftsgütern

Scheidet ein Gesellschafter einer Personen-
gesellschaft gegen Sachwertabfindung aus 
der Gesellschaft aus, kann eine sog. ge-
winnneutrale Realteilung vorliegen. Dies ist 
nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs u. 
a. dann der Fall, wenn eine Mitunternehmer-
schaft aufgelöst, der Gewerbebetrieb damit 
aufgegeben und das vorhandene Gesell-
schaftsvermögen unter den Gesellschaftern 
aufgeteilt wird (echte Realteilung).

Die Grundsätze der Realteilung sind nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs aber nicht 
nur bei Sachwertabfindungen mit Teilbe-
trieben oder Mitunternehmeranteilen anzu-
wenden, sondern auch bei der Sachwert-

E I N K O M M E N S T E U E R

abfindung mit einzelnen Wirtschaftsgütern. 
Besteht die Gesellschaft trotz Ausscheidens 
(mindestens) eines Gesellschafters unter 
Mitnahme seines mitunternehmerischen 
Vermögens weiter, handelt es sich um eine 
sog. unechte Realteilung.

Voraussetzung für die Anwendung der 
Regelungen über die Realteilung ist, dass 
der Ausgeschiedene die übernommenen 
Wirtschaftsgüter weiterhin in einem ande-
ren eigenen Betriebsvermögen verwendet. 
Sodann wird ihm die Übertragung der Wirt-
schaftsgüter zu Buchwerten - ohne Aufde-
ckung der stillen Reserven - ermöglicht.
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Gewerblicher Grundstückshandel bei 
einem geplanten Objekt

Ein Vermessungsingenieur erwarb 1992 ein 
Grundstück für 150.000 € und stellte einen 
Bauantrag für ein Bürohaus. Der Antrag 
auf Erteilung der Baugenehmigung wurde 
zurückgewiesen. Der Vermessungsingenieur 
bemühte sich vergeblich, dieses Grundstück 
zu veräußern. Die im Zusammenhang mit 
dem Erwerb angefallenen Schuldzinsen 
machte er zunächst als Werbungskosten 
aus Vermietung und Verpachtung, später, 
ab dem Jahr 2005, als Betriebsausgaben im 
Rahmen eines Gewerbebetriebs in Gestalt 
eines gewerblichen Grundstückshandels 
geltend. In diesem Zusammenhang nahm er 
auch eine Teilwertabschreibung von 106.000 
€ auf das Grundstück vor.

Der Bundesfinanzhof lehnte die Teilwert-
abschreibung ab, da kein gewerblicher 
Grundstückshandel vorliegt. Selbst wenn der 
Vermessungsingenieur ursprünglich einen 
gewerblichen Grundstückshandel unterhal-
ten hätte, wäre dieser später durch einen 
erfolgsneutralen Strukturwandel (Wegfall 
der Gewinnerzielungsabsicht) zum Liebha-
bereibetrieb geworden. Der ursprünglich 
verfolgte Plan zur Veräußerung hat sich 
zerschlagen und eine kontinuierliche Ver-
lustperiode hatte begonnen. Der Vermes-
sungsingenieur hat darauf nicht ausreichend 

reagiert und mangels neuer Planungen auch 
nicht zu erkennen gegeben, dass die (etwai-
ge) Betriebsfortführung ernstlich auf eine am 
Markt erfolgreiche Tätigkeit gerichtet war. Er 
hat auf glückliche Umstände gebaut, statt 
konkrete Pläne zu entwickeln.

Um nicht in die Liebhaberei zu geraten, hät-
te er das Grundstück entweder in sein Pri-
vatvermögen überführen oder es mit Verlust 
verkaufen können, so der Bundesfinanzhof. 
Das Gericht nimmt außerdem an, dass es 
das Motiv des Vermessungsingenieurs war, 
auf eine Wertsteigerung des Grundstücks zu 
vertrauen und später einen Veräußerungs-
gewinn zu erzielen. Das jedoch ist nach 
einer so langen Haltephase keine Gewinner-
zielungsabsicht im Rahmen eines etwaigen 
gewerblichen Grundstückshandels, sondern 
regelmäßig privater Natur.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Bilanzierung von Verbindlichkeiten bei 
Rangrücktritt

Eine Verbindlichkeit, die nach einer im 
Zeitpunkt der Überschuldung getroffenen 
Rangrücktrittsvereinbarung nur aus einem 
zukünftigen Bilanzgewinn und aus einem 
etwaigen Liquidationsüberschuss zu tilgen 
ist, darf in der Steuerbilanz nicht passiviert, 
sondern muss ausgebucht werden. Der 
Bundesfinanzhof hat damit seine bisherige 
Rechtsprechung bestätigt. Das Steuerrecht 
weiche insoweit vom Handelsrecht ab.

Ist der Rangrücktritt gesellschaftsrechtlich 
veranlasst, stellt der werthaltige Teil der 

Forderung eine steuerlich erfolgsneutrale 
Einlage in das Betriebsvermögen der Kapit-
algesellschaft dar; der nicht werthaltige Teil 
ist gewinnerhöhend auszubuchen.

Hinweis: Soll ein Gewinn durch Ausbu-
chung der Verbindlichkeit vermieden wer-
den, ist bei Ausgestaltung der Rangrück-
trittsvereinbarung darauf zu achten, dass 
eine Tilgung auch aus sonstigem freien 
Vermögen erfolgen kann.

KÖ R P E R S C H A F T S T E U E R
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Umsatzsteuerpflicht bei Fahrschulun-
terricht ist zweifelhaft

Der Bundesfinanzhof zweifelt daran, dass 
die Erteilung von Fahrschulunterricht zum 
Erwerb der Fahrerlaubnisklassen B (Fahrzeu-
ge bis 3.500 kg, in erster Linie also Pkw) und 
C1 (Fahrzeuge bis 7.500 kg) der Umsatzsteu-
er unterliegt. Nach nationalem Recht sind 
diese Unterrichtsleistungen steuerpflichtig. 
Das Gericht hält es jedoch für möglich, dass 
diese Leistungen aus Gründen des Unions-
rechts steuerfrei sind. Es hat die Frage der 
Umsatzsteuerpflicht daher dem Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) zur Klärung 
vorgelegt.

Hinweis: Die vom EuGH zu treffende Ent-
scheidung ist von erheblicher Bedeutung für 
die Umsatzbesteuerung aller Fahrschulen. 
Sollte er zu dem Ergebnis kommen, dass 
diese Fahrschulleistungen umsatzsteuerfrei 
sind, können Fahrschulen sich direkt auf 
das Unionsrecht berufen. Entsprechende 
Umsatzsteuerfestsetzungen sollten daher 
unbedingt offengehalten werden.

U M S AT Z S T E U E R
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Sanierung eines gemieteten Dachs 
zwecks Aufstellung einer Photovoltaik-
anlage kann Umsatzsteuer auslösen

Ein Unternehmer (U) schloss mit dem Eigen-
tümer (E) eines Mehrfamilienhauses einen 
Gestattungsvertrag über die Installation und 
den Betrieb einer Photovoltaikanlage (PVA). 
U hatte das Recht, eine entsprechende 
Anlage zu installieren und das Dach seinen 
Anforderungen entsprechend herzurichten. 
Für die Dachnutzung zahlte er eine jährliche 
Pacht von 1,20 € je m² PVA-Fläche. Der Ver-
trag war auf 20 Jahre abgeschlossen.

Er beauftragte einen Dachdecker mit der 
Dachsanierung und der Anpassung der 
Dachflächen zwecks Aufbau der PVA. Hier-
für wurden ihm 60.000 € zzgl. 19 % Um-
satzsteuer in Rechnung gestellt. Den von U 
geltend gemachten Vorsteuerabzug ließ das 
Finanzamt zwar zu, sah aber in dem Sach-
verhalt einen tauschähnlichen Umsatz des 
U. Dieser liegt vor, wenn das Entgelt für eine 
sonstige Leistung in einer Lieferung oder 
sonstigen Leistung besteht.

U hatte nach Auffassung des Finanzamts 
die Dachsanierung an E weitergeliefert, der 
Eigentümer der durch die Dachsanierung er-
stellten Dachteile geworden war. Außerdem 
habe U dem E durch die Dachsanierung ei-
nen wirtschaftlichen Vorteil zugewandt, weil 

das Dach nach Auskunft des Dachdeckers 
nur noch drei Jahre gehalten hätte und E 
das Dach auch zur Erzielung von Mieten aus 
dem Mehrfamilienhaus einsetze. Das Entgelt 
für diese Lieferung liege somit in den Kosten 
der Dachsanierung. Weil U seine Umsätze 
nach vereinnahmten Entgelten versteuerte 
(sog. Ist Besteuerung), verteilte das Finanz-
amt den Betrag von 60.000 € auf die Ver-
tragslaufzeit von 20 Jahren.

Das Finanzgericht München gab dem Fi-
nanzamt in vollem Umfang Recht und 
verwies auf die Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Mietereinbauten. Diese sind 
als Lieferungen des Mieters an den Eigen-
tümer aber nur steuerbar, wenn sie entgelt-
lich erfolgen. Unter Berücksichtigung aller 
Umstände dieses Falls war die Lieferung der 
Dachsanierung von U an E nach Auffassung 
des Finanzgerichts entgeltlich. U kann damit 
im Ergebnis zwar den vollen Vorsteuerabzug 
aus der Dachsanierung geltend machen, 
muss jedoch im Gegenzug Umsatzsteuer auf 
die Weiterlieferung derselben an E abführen.
 

U M S AT Z S T E U E R
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Gestellung von Vereinsmitgliedern als 
Arbeitnehmerüberlassung

Wird ein Vereinsmitglied in einem von einem 
Dritten betriebenen Krankenhaus eingesetzt, 
ist dort weisungsgebunden gegen Entgelt 
tätig und genießt den vergleichbaren Schutz 
eines Arbeitnehmers, so handelt es sich um 
eine Arbeitnehmerüberlassung. Verstößt der 
Einsatz gegen das Verbot der nicht vorü-
bergehenden Arbeitnehmerüberlassung, 
kann der Betriebsrat des Krankenhauses die 
erforderliche Zustimmung verweigern.

So entschied das Bundesarbeitsgericht im 
Fall einer DRK-Schwester, deren Schwestern-
schaft einen Gestellungsvertrag mit einem 
Krankenhaus geschlossen hatte. Der Be-
triebsrat des Krankenhauses hatte die Zu-
stimmung zum Einsatz der DRK-Schwester 
unter Verweis auf den nicht nur vorüberge-
henden Einsatz verweigert.

Das Bundesarbeitsgericht hatte sich vorab 
an den Gerichtshof der Europäischen Uni-
on gewandt, der in der Folge entschieden 
hatte, dass auch eine solche Überlassung 
eines Vereinsmitglieds unter die Regelungen 
der Leiharbeitsrichtlinie fällt. Dies gilt selbst 
dann, wenn das Mitglied nach nationalem 
Recht kein Arbeitnehmer ist, weil es mit dem 
Verein keinen Arbeitsvertrag geschlossen 
hat. Für die Bezeichnung als Arbeitnehmer 
sei nicht die rechtliche Einordnung nach 
nationalem Recht oder die Art oder Aus-
gestaltung des zwischen der Person und 
dem Leiharbeitsunternehmen bestehenden 
Verhältnisses entscheidend. Relevant ist nur, 
dass die Person aufgrund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses Leistungen erbringt, für 
die sie als Gegenleistung eine Vergütung 
erhält und dass sie aufgrund dieser Arbeits-
leistung in dem betreffenden Mitgliedstaat 
geschützt ist.

A R B E I T S R E C H T
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Widerruf einer mit dem Vermieter an 
der Haustür geschlossenen Modernisie-
rungsvereinbarung

Wird eine Modernisierungsvereinbarung 
zwischen Mieter und Vermieter an der 
Haustür getroffen, kann der Mieter diese 
Vereinbarung widerrufen. Selbst wenn die 
Wohnung zwischenzeitlich modernisiert 
wurde, muss er die höhere Miete nicht zah-
len. Vielmehr kann der Vermieter nur - mit 
Wirkung für die Zukunft - das gesetzlich 
zulässige Mieterhöhungsverfahren einleiten. 
Das hat der Bundesgerichtshof entschieden.

Der Vermieter kündigte dem Mieter an, die 
Versorgung mit Wärme und Warmwasser auf 
eine zentrale Heizungsanlage umstellen zu 
wollen. Später suchte er den Mieter in des-
sen Wohnung auf und traf mit diesem fol-
gende Vereinbarung: „Es wird eine Moder-
nisierungsvereinbarung getroffen. Die Miete 
erhöht sich um 60 € pro Monat, nachdem 
alle Heizkörper und die Warmwasserinstal-
lation eingebaut sind.“ Nachdem der Mieter 
zwei Jahre lang die höhere Miete gezahlt 
hatte, widerrief er sein Einverständnis zu der 
Mieterhöhung und forderte vom Vermieter 
die Rückzahlung der zuviel gezahlten Beträ-
ge.

Zu Recht, meinte das Gericht. Der Mieter 
habe die Modernisierungsvereinbarung 
wirksam widerrufen. Bei der getroffenen 
Vereinbarung handele es sich um ein sog. 

Haustürgeschäft, da der Vermieter als Unter-
nehmer den Mieter als Verbraucher in seiner 
Wohnung aufgesucht habe. Folglich stand 
dem Mieter ein Widerrufsrecht zu. Die Wi-
derrufsfrist beträgt grundsätzlich 14 Tage. Sie 
beginnt aber erst, wenn der Vermieter um-
fassend über das Widerrufsrecht informiert 
hat. Dies ist nicht erfolgt. Der Mieter kann 
folglich die höheren Beträge zurückfordern.

Der Vermieter kann nur dann eine höhere 
Miete beanspruchen, wenn er eine wirksame 
Modernisierungsmieterhöhung ausspricht. 
Ohne eine solche schuldet der Mieter keine 
höhere Miete. Eine durch die Modernisie-
rung eingetretene Steigerung des Woh-
nungswerts allein reicht für einen Anspruch 
des Vermieters auf eine höhere Miete nicht 
aus.

M I E T E R  /  V E R M I E T E R
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V E R FA H R E N S R E C H T

Pflicht zur Einzelaufstellung der Ba-
reinnahmen bei einem Taxiunterneh-
men

Der Grundsatz, dass Betriebseinnahmen 
einzeln aufzuzeichnen sind, gilt insbesonde-
re für Bareinnahmen. Bestimmte Berufsgrup-
pen, wie z. B. Einzelhändler, sind aus Grün-
den der Zumutbarkeit und Praktikabilität 
unter bestimmten Voraussetzungen von der 
Pflicht zur Einzelaufzeichnung entbunden.
Die Pflicht zur Einzelaufzeichnung der Ba-
reinnahmen besteht grundsätzlich auch für 
Taxiunternehmen. Nach einem Urteil des 
Finanzgerichts München kann von dieser 
Verpflichtung nur abgesehen werden, wenn 
der Taxiunternehmer für die Erstellung sog. 
Schichtzettel sorgt und diese aufbewahrt. 
Schichtzettel im Taxigewerbe gehören zu 
den Einnahmeursprungsaufzeichnungen.

Verstößt ein Taxiunternehmen gegen die 
Pflicht, Schichtzettel zu führen und aufzube-
wahren, berechtigt dies die Finanzbehörde 
zu einer Schätzung der Betriebseinnahmen.

Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Aufbewahrung der Schichtzettel lässt das 
Finanzgericht nur zu, wenn der Inhalt der 
Schichtzettel unmittelbar nach Auszählung 
der Tageskasse in das in Form aneinan-
dergereihter Tageskassenberichte geführte 
Kassenbuch übertragen wird.
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Z I V I L R E C H T

Bausparvertrag: Kontogebühr in der 
Darlehnsphase unzulässig

Vorformulierte Klauseln in Bausparverträ-
gen und in Allgemeinen Bausparbedin-
gungen, nach denen bei Gewährung eines 
Bauspardarlehns vom Verbraucher in der 
Darlehnsphase eine Kontogebühr zu zahlen 
ist, sind unwirksam. Das hat der Bundesge-
richtshof entschieden.

Nach Auffassung des Gerichts weicht eine 
solche Regelung von wesentlichen Grundge-
danken der gesetzlichen Regelung ab und 

benachteiligt die Bausparkunden unange-
messen. Hierdurch sollen Kosten auf Kun-
den abgewälzt werden, die aus der bloßen 
Verwaltung der Darlehnsverträge resultie-
ren und deshalb von den Bausparkassen 
überwiegend im eigenen Interesse erbracht 
werden.


